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1 Einleitung 
Deutsche Unternehmen müssen in großem Umfang in FuE investieren, um ihre Geschäftsmodelle zu 
digitalisieren und im internationalen Wettbewerb zu bestehen. Das sichert Wachstum, Wettbewerbs-
fähigkeit und Arbeitsplätze. Dazu hat die deutsche Wirtschaft von 2007 bis 2017 ihre internen FuE-
Investitionen von 43,0 auf 68,6 Mrd. Euro erhöht1. Bei diesem Kraftakt ist die öffentliche Förderung 
von FuE für viele Unternehmen ein unverzichtbarer Impuls. 

Die Politik beherzigt diese Empfehlung und erhöht seit vielen Jahren zumindest die Mittel für die öf-
fentliche Zuschussförderung. So hat sich das Budget der Projektförderung für Forschung und Ent-
wicklung von 2009 bis 2017 von 5,5 Mrd. auf EUR 7,4 Mrd. Euro um ca. 50 Prozent erhöht2. Die 
deutsche Zuschussförderung ist vielfältig und gilt international als vorbildhaft. Bis 2025 will die 
große Koalition die gesamtwirtschaftlichen Investitionen in FuE von derzeit 3 auf 3,5 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts steigern. Damit würde Deutschland international zur Spitzengruppe auf-
schließen.  

Vor diesem Hintergrund überrascht, dass Deutschland als nahezu einzige Industrienation auf eine 
steuerliche Förderung von FuE bisher vollkommen verzichtet. Aus dieser Ausgangslage heraus und 
aufbauend auf den breiten internationalen Erfahrungen könnte eine praxisnah ausgestaltete, zu-
sätzliche steuerliche FuE-Förderung als besonders effektiver Hebel wirken, um die politischen und 
volkswirtschaftlichen Ziele zu erreichen. 

Wir nutzen daher sehr gerne die Gelegenheit, zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur steuerli-
chen Förderung von Forschung und Entwicklung (Forschungszulagengesetz – FZulG) Stellung zu 
nehmen. Dazu legen wir zunächst kurz die Vorteile einer steuerlichen Forschungsförderung dar und 
kommen dann auf ausgewählte Aspekte des vorliegenden Entwurfs zu sprechen. 

 

 

                                                        
1 https://www.stifterverband.org/forschung-und-entwicklung  
2 http://www.datenportal.bmbf.de/portal/de/Tabelle-1.1.14.html  

https://www.stifterverband.org/forschung-und-entwicklung
http://www.datenportal.bmbf.de/portal/de/Tabelle-1.1.14.html
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2 Relevanz der Förderung 
Wir begrüßen, dass die Politik die Zeichen der Zeit erkannt hat und die Einführung einer steuerli-
chen Forschungsförderung plant. Nach unserer Auffassung kann die steuerliche Forschungsförde-
rung bei deutschen Unternehmen die richtigen Anreize setzen, um den Anforderungen der Digitali-
sierung standzuhalten und diese in deutschen Unternehmen voranzutreiben. Doch nicht nur die 
deutschen Unternehmen, sondern auch der Wirtschaftsstandort Deutschland wird gestärkt. 

Die steuerliche FuE-Förderung kann dazu beitragen, den Wissens- und Technologietransfer von der 
Wissenschaft in die Industrie zu beschleunigen und die deutsche Wettbewerbsfähigkeit und Techno-
logieführerschaft zu stärken. Außerdem würde über die steuerliche Förderung die Chance auf zu-
sätzliche FuE-Investitionen in Deutschland aus dem Ausland erhöht und ein wichtiges Signal an in-
ternational tätige deutsche mittelständische Unternehmen gesendet werden, ihre FuE-Aktivitäten 
auch in Zukunft in Deutschland durchzuführen.  

Die zur existierenden Projektförderung komplementäre steuerliche Forschungsförderung bietet Un-
ternehmen drei große Vorteile: Erstens verspricht sie eine bessere Planbarkeit, da mit der steuerli-
chen Forschungsförderung ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht, solange nachgewiesen wer-
den kann, dass es sich bei den durchgeführten Aktivitäten um FuE-Tätigkeiten und nicht um reine 
Produktentwicklung handelt. 

Zweitens wird durch die neue Möglichkeit, die Förderung im Nachhinein zu beantragen, eine größere 
zeitliche Flexibilität geschaffen. Somit wird auch die Förderung kleinteiliger FuE-Projekte erleichtert. 
Durch die geplante Antragsstellung der steuerlichen FuE-Förderung ex-post könnte das Unterneh-
men nach Bedarf und auch mit kleinteiligeren FuE-Projekten beginnen und müsste nicht etwaige An-
tragsfristen und Bewilligungszeiträume berücksichtigen. Dies ist u. E. insbesondere für Innovationen 
im Kontext der Digitalisierung von Bedeutung. 

Drittens profitieren Unternehmen von einer themenoffenen Förderung ihrer Projektideen, welche 
nicht den thematischen Schwerpunkten einer öffentlichen Förderbekanntmachung angepasst wer-
den müssen. 

Die steuerliche FuE-Förderung bietet sich als Instrument an, um eine im internationalen Vergleich 
ersichtliche Lücke in der bisherigen Förderlandschaft zu schließen. Gerade das ausdrückliche Ziel 
der großen Koalition, die Digitalisierung des Mittelstands voranzutreiben, würde dadurch verfolgt, 
da die steuerliche FuE-Förderung einen planbaren Anreiz für Innovationen schafft. Die aktuelle För-
derlandschaft deckt Innovationen von mittelständischen Unternehmen mit sehr spezifischen Her-
ausforderungen (Hidden Champions) in diesem Themenbereich oft nicht ab. 

 

3 Anmerkungen zum Referentenentwurf 
3.1 Allgemeines 
Der vorgelegte Referentenentwurf eines Forschungszulagengesetzes ist aus unserer Sicht eine sehr 
gute Grundlage, um auf dieser Basis im weiteren Gesetzgebungsverfahren in Deutschland den Ein-
stieg in eine steuerliche Forschungsförderung ab 2020 zu schaffen. Die steuertechnische Anleh-
nung an die frühere, bewährte Investitionszulage und das Aufsetzen auf die im Förderbereich seit 
langem bekannte und bewährte FuE-Definition nach dem OECD-Frascati-Handbuch bzw. der Allge-
meinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) der EU bilden eine solide Grundlage für ein in der 
Praxis funktionierendes Fördersystem. Die Ausgestaltung als Zulage ist zu begrüßen, da so auch 
junge Unternehmen und Start-ups gefördert werden, die noch keine zu versteuernden Gewinne ha-
ben. 

Die geplante Forschungszulage wird nach unserer Einschätzung für insbesondere die geförderten 
mittelständischen Unternehmen einen signifikanten Anreiz setzen, FuE-Tätigkeiten in Deutschland 
auszubauen. Den zu erwartenden Aufwand zur Verwaltung der Forschungszulage schätzen wir – 
nach einer Eingewöhnungsphase - auf Seiten der Wirtschaft wie auch auf Seiten der Verwaltung als 
verhältnismäßig gering ein. Die Forschungszulage wird den FuE-Standort Deutschland voranbringen 
und die steuerliche Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands verbessern. 
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Als wesentlicher Kritikpunkt bleibt die Begrenzung der Förderung auf 500.000 Euro pro Unterneh-
men und Jahr. Eine höhere Fördersumme könnte insbesondere im deutschen Mittelstand und bei 
den sog. Hidden Champions die FuE-Anreize nochmals verstärken. Auch würde mit einer höheren 
Summe ein wahrnehmbares Signal an internationale Konzerne gesetzt, bei Ihren Investitionsent-
scheidungen Deutschland zukünftig öfter in die engere Wahl einzubeziehen. 

Daneben geht Deutschland insofern einen Sonderweg, als die Förderung auf Personalaufwand be-
schränkt werden soll. Sofern weiterer finanzieller Spielraum besteht, könnte daher diskutiert wer-
den, dass auch die weiteren, im Rahmen der Zuschussförderung förderfähigen Kostenkategorien 
(bspw. nach Art. 25 AGVO) in die Bemessungsgrundlage einfließen. Insbesondere für den Mittel-
stand haben bspw. Materialkosten/sonstige projektbezogene Kosten wie Server und Lizenzen erheb-
liches finanzielles Gewicht. Zudem hätte die Berücksichtigung aller FuE-Kostenkategorien den Vor-
teil, dass auf eine bestehende Praxis aufgebaut werden kann, die forschenden Unternehmen ver-
traut ist. Dies würde das Zusammenspiel zwischen Zuschussförderung und steuerlicher FuE-Förde-
rung vereinfachen. Vor dem Hintergrund des mit 25 Prozent im internationalen Vergleich hohen 
Fördersatzes der Forschungszulage relativiert sich dieser Punkt jedoch in gewissem Umfang.  

Im laufenden Verfahren oder bei der künftigen Fortentwicklung der Forschungszulage sollte die maximale 
Bemessungsgrundlage pro Unternehmen erhöht werden. Eine Einbeziehung von Materialkosten als auch 
(FuE)Fremdleistungen sollte geprüft werden, da dies der Kostenrechnung der Unternehmen entspricht. 

3.2 Schnelle Umsetzung wünschenswert 
Die steuerliche FuE-Förderung stellt Unternehmen auch vor Herausforderungen. Die Unternehmen 
müssen neue Prozesse, insbesondere zur Sicherstellung der Dokumentation, etablieren, um die För-
derung ab 2020/21 reibungslos beantragen zu können und unnötigen Aufwand auch für die Finanz-
verwaltung zu minimieren. 

Um die verbleibende Vorbereitungszeit effizient zu nutzen, sollte insbesondere die Stelle bzw. Stel-
len, die die Bescheinigungen nach § 6 FZulG ausstellt / ausstellen, zügig benannt werden. Nach un-
serer Erfahrung gibt es in den Bundesländern in Förderbanken, Projektträgern und den Ministerial-
verwaltungen zahlreiche Stellen, die über qualifiziertes Personal mit entsprechenden Erfahrungen 
verfügen. Von großem praktischen Nutzen wären auch ein frühzeitiger Entwurf des Antragsformu-
lars (inkl. Hinweisen), des Musters der Bescheinigung sowie ein BMF-Schreiben.  

Das Gesetzgebungsverfahren sollte möglichst zeitnah abgeschlossen werden, damit der Umsetzungsprozess 
auf Seiten der Verwaltung zügig beginnen kann. 

3.3 Förderung der Auftragsforschung beim Auftragnehmer oder Auftraggeber 
Wir halten es grundsätzlich für einen gangbaren Weg, dass bei der Auftragsforschung der Auftrag-
nehmer gefördert werden soll. Zu bedenken sind jedoch die zu erwartenden Effekte wie beispiels-
weise die teilweise Weitergabe der Fördervorteile an den Auftraggeber (im Ausland). Durch die För-
derung könnte ein deutsches Unternehmen (als Auftragnehmer) entsprechend günstiger anbieten, 
was es in eine bessere Wettbewerbslage versetzen würde, jedoch würde die Förderung nicht 
zwangsläufig in zusätzliche FuE-Aktivitäten investiert werden. Auch ist die Regelung in diesem Zu-
sammenhang nicht ganz unproblematisch, da mit Hilfe von deutscher Förderung IP im Ausland ent-
stehen könnte und der Umfang der Verwertung in Deutschland naturgemäß begrenzt sein kann.  

Sollte im Zuge der politischen Diskussion stattdessen angedacht werden, den Auftraggeber zu för-
dern, bitten wir zu bedenken, dass dies je nach Ausgestaltung der Bemessungsgrundlage nicht un-
problematisch erscheint. Sofern sich die Forschungszulage auch für Auftragsforschung nach dem 
FuE-Personalaufwand richten sollte, werden zum einen beim Auftragnehmer Bedenken bestehen, 
dem Auftraggeber die Arbeitslöhne im Detail mitzuteilen, weil dies Rückschlüsse auf Gewinne etc. 
zulassen würde. Auch könnten sich aus datenschutzrechtlichen Gründen Probleme ergeben. Dar-
über hinaus müsste dann der Auftraggeber ein Durchprüfungsrecht beim Auftragnehmer haben, da 
dies bei einer späteren Außenprüfung möglich sein müsste. Zudem kann der Auftraggeber nicht ga-
rantieren, dass die Dokumentation (Stundenzettel etc.) beim Auftragnehmer korrekt und vollständig 
durchgeführt wird. Dies wäre jedoch unproblematisch, würde die Bemessungsgrundlage analog zur 
Förderung angepasst. 

Sollte die politische Diskussion ergeben, dass doch der Auftraggeber förderfähig sein sollte, dann 
sollte es aus oben genannten Praktikabilitätsgründen als Bemessungsgrundlage der Auftragswert 
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herangezogen werden. Eine Überlegung könnte dann sein, dass man hier auch eine Deckelung mit 
geringerem Fördersatz einführt (bspw. analog zu Österreich mit EUR 1 Mio. Bemessungsgrundlage 
p.a.). Sofern dies der Fall sein soll, müsste beim Antragsverfahren sichergestellt werden, dass keine 
Doppelförderung stattfinden soll. 

Sofern der Auftraggeber und nicht der Auftragnehmer gefördert werden soll, sollte der Auftragswert die Be-
messungsgrundlage darstellen. 

3.4 Kumulierung mit europäischen Fördermitteln  
Nach dem Referentenentwurf kann die Forschungszulage grundsätzlich neben anderen Förderungen 
oder staatlichen Beihilfen gewährt werden. Allerdings sollen dieselben Aufwendungen nicht doppelt 
gefördert werden können. Die Vermeidung der Doppelförderung soll der jeweils andere Fördermit-
telgeber sicherstellen. Hierbei sind dann auch Kumulierungsvorschriften zu beachten. 

Diese Regelung dürfte in Bezug auf deutsche Fördermittelgeber zielgerichtet funktionieren, bietet 
aber keine adäquate Handhabe zum Umgang mit europäischen Fördermitteln (insbesondere Horizon 
2020 bzw. in Zukunft Horizon Europe). Zwar sind diese per Definition keine staatlichen Beihilfen, da 
sie nicht von einem Mitgliedsstaat der EU vergeben werden, sie sind aber wahrscheinlich unter die 
„anderen Förderungen“ (§ 7 Abs. 1 FZulG) zu fassen. 

Sollte eine parallele Förderung mit Forschungszulage und den europäischen Fördermitteln nicht 
möglich sein, geben wir zu bedenken, dass die EU-Kommission (oder ein anderer Mitgliedsstaat als 
Deutschland) als anderer Fördermittelgeber nicht durch deutsche Gesetze veranlasst werden kann, 
die Doppelförderung auszuschließen. Das Problem dürfte allerdings handhabbar sein, da die europä-
ischen Fördermittel ex-ante beantragt werden, während die Forschungszulage ex-post beantragt 
werden soll, weshalb eine Doppelförderung durch den Antragsteller vermieden werden kann. In An-
lehnung an die Praxis in Frankreich könnte auch in Erwägung gezogen werden, die Fördermittel (die 
keine staatlichen Beihilfen sind) von der Bemessungsgrundlage des Antragstellers abzuziehen und 
nur das Delta als Bemessungsgrundlage der Förderung anzuerkennen.  

In diesem Zusammenhang sollte das Informationserfordernis der Transparenz gelten, jedoch der 
Aufwand beim Antragssteller möglichst gering gehalten werden. 

Eine Klarstellung der Regelungen zur Handhabung in Bezug auf EU-Fördermittel wäre wünschenswert. 

3.5 Evaluierung zu einem angemessenen Zeitpunkt 
Es ist davon auszugehen, dass das neue Förderinstrument einige Zeit benötigen wird, bis die volks-
wirtschaftlichen Erfolge (neues zusätzliches IP, zusätzliches FuE-Personal etc.) sichtbar werden.  

Die Evaluierung sollte erst nach fünf oder sechs Jahren und nicht, wie im Referentenentwurf vorgesehen, 
nach vier Jahren durchgeführt werden. Eventuell könnten auch im Antragsformular Fragen aufgenommen 
werden, die später für die Evaluierung ausgewertet werden können, beziehungsweise eine Zwischenevaluie-
rung frühzeitig ermöglichen würden. 

3.6 Höhe der Forschungszulage für Einzelunternehmen und Personengesellschaften 
Es ist sehr zu begrüßen, dass auch Einzelunternehmen und Gesellschafter von Personengesellschaf-
ten (Sondervergütungen) in die Förderung einbezogen werden. Der für Einzelunternehmer ange-
setzte pauschale förderfähige Aufwand von 30 Euro/Stunde scheint aber recht gering angesetzt 
und bildet das Gehalt eines vergleichbaren Fachmitarbeiters in einer FuE-Abteilung nicht realitätsge-
recht ab. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, dass der Faktor von 1,2 zur Berücksichtigung der Kos-
ten des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung seiner Arbeitnehmer (§ 3 Abs. 2 FZulG) laut Entwurf 
nicht auf die Aufwendungen von Einzelunternehmen und Personengesellschaften angewandt wird. 

Insbesondere zur Förderung von Einzelunternehmen könnte überlegt werden, einen höheren Stundensatz 
heranzuziehen. Der Faktor 1,2 sollte auch für Einzelunternehmer und Sondervergütungen von Personenge-
sellschaften gelten. 
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